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Im sog. Wettbewerbsdurchsetzungsgesetz (11. GWB-Novelle), das sich zurzeit in der Ressortabstimmung 

innerhalb der Bundesregierung befindet, sind erstmals in der deutschen Kartellrechtsgeschichte und ohne 

Vorbild im EU-Recht massive Verhaltens- und Struktureingriffe bei Unternehmen vorgesehen – und dies 

ohne vorwerfbares Verhalten der Unternehmen. Erfasst werden alle Marktstrukturen, alle Unterneh-

mensgrößen und Branchen. Anknüpfungspunkt soll nur eine Störung des Wettbewerbs sein, nicht aber 

ein Verstoß gegen geltendes Wettbewerbsrecht.  

Bei Umsetzung dieses Gesetzesvorhabens käme es zu einem Paradigmenwechsel in der Wettbewerbspo-

litik. Die Kartellbehörde hätte künftig die Möglichkeit, unternehmerische Handlungsspielräume zu defi-

nieren (darunter die Verwendung bestimmter Vertragsgestaltungen bzw. AGB, Zwangslizenzen, Offenle-

gung von Know-how und Daten, Festsetzung konkreter Preise, Anordnung von Liefergebieten oder die 

Aufnahme von Lieferbeziehungen, organisatorische Maßnahmen in der Unternehmensgruppe, Zerschla-

gung von Unternehmen). Eine derartige Eingriffstiefe in die Privatautonomie ist allerdings dem Gesetzge-

ber vorzubehalten. Zudem: Unternehmen hätten keine Möglichkeit, den Erlass dieser behördlichen Ver-

haltensvorgaben bis hin zu entschädigungslosen Entflechtungsanordnungen vorherzusehen oder zu ver-

meiden, da diese Maßnahmen gerade nicht an rechtswidriges Verhalten und einem damit verbundenen 

Regelungswerk anknüpfen. 

Die Wirtschaft soll mit diesem Entwurf dem Risiko einer dirigistischen strukturellen und letztlich politisch-

administrativen Neuordnung von Märkten und Unternehmen durch das Bundeskartellamt ausgesetzt 

werden („Market by Design“). Sektorspezifische Regulierung muss aber – wenn überhaupt – zwingend 

Aufgabe des demokratisch legitimierten Gesetzgebers bleiben und darf nicht an eine Behörde delegiert 

werden. Es ist nicht Aufgabe des Bundeskartellamts, einen Markt neu zu strukturieren. 

Es besteht weder ein rechtliches noch ein wettbewerbspolitisches Bedürfnis für eine Generalbefugnis, die 

in Voraussetzungen und Rechtsfolge gänzlich unbestimmt und weitgehend unbestimmbar ist. Eine Geset-

zeslücke liegt nicht vor. Schon jetzt gibt es die Instrumente einer scharfen Verhaltenskontrolle des Kartell- 

und des Missbrauchsverbots sowie eine strenge Fusionskontrolle, die den Wettbewerb in Deutschland 

umfassend und wirksam schützen können. 

Das Gesetz kollidiert auch in mehrerlei Hinsicht mit vorrangigem EU-Recht und hält verfassungsrechtli-

chen Vorgaben nicht stand. In Kartellrechtsfragen liegt die primäre Gesetzgebungskompetenz im hier ge-

regelten Bereich allein bei der EU, die nicht durch den nationalen Gesetzgeber unterlaufen werden darf. 

Der Entwurf gefährdet insoweit den fairen Wettbewerb im Binnenmarkt und strapaziert die derzeit oh-

nehin sehr sensible wettbewerbspolitische Situation in der EU zusätzlich.  

Die vorgesehene Entflechtungsbefugnis würde sich faktisch auf Unternehmen mit Sitz in Deutschland be-

schränken, weil eine solche Maßnahme gegen ausländische Unternehmen rechtlich nicht durchsetzbar 

wäre. Ein solches Vorgehen würde daher zu einer Diskriminierung deutscher Unternehmen im internati-

onalen Wettbewerb führen.  

Unternehmensentflechtungen bei erfolgreichen deutschen Unternehmen und ohne anknüpfbaren 

Rechtsverstoß schwächen die deutsche Wirtschaft. Der Vorschlag für das Wettbewerbsdurchsetzungsge-

setz greift massiv in unternehmerische Rechtspositionen ein und setzt ein fatales Signal für De-Investitio-

nen und De-Industrialisierung. Einer entschädigungslosen Zerschlagung von Unternehmen steht bereits 

das deutsche Verfassungsrecht entgegen. 
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Mit Blick auf Transformationsprozesse, aktuelle Krisen und den Erhalt der globalen Wettbewerbsfähigkeit 

gegenüber autokratischen Systemen werden jedoch dringend Unternehmensgrößen benötigt, die auf den 

jeweiligen Märkten signifikante Investitionen und Innovationen hervorbringen. Rechtmäßiges internes 

Wachstum sollte der Staat fördern und gerade nicht durch eine verdoppelte Verschärfung von niedrigeren 

Eingriffsmerkmalen und härteren Sanktionen im Wettbewerbsrecht bestrafen. Ein Ausbremsen unterneh-

merischen Engagements und ein Abschrecken von Investoren kann sich Deutschland zur Erreichung der 

Transformationsziele und im immer intensiveren internationalen Wettbewerb nicht leisten. Die gezielte 

Abkehr vom ordnungspolitischen Leitbild des Wettbewerbs wäre ein Signal gegen die soziale und auch 

gegen eine erfolgreiche ökologische Marktwirtschaft. 
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